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Ihre Mandanteninformationen 
 

 

2. Quartal 2018 

 

Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch in den letzten Monaten hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. 
Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren 
Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzu-
sprechen, wir beraten Sie gerne! 

 

Mit steuerlichen Grüßen 
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1. Erstattung von Pflichtbeiträgen durch Versorgungswerk ist steuerfrei 
Erstattet eine berufsständische Versorgungseinrichtung Pflichtbeiträge, ist dies steuer-
frei. Das gilt auch dann, wenn die Erstattung vor Ablauf einer Wartefrist von 24 Monaten 
nach dem Ende der Beitragspflicht erfolgt. 

Hintergrund 

Der Kläger erzielte 2 Jahre lang als angestellter Rechtsanwalt nichtselbstständige Einkünfte, 
bevor er in ein Beamtenverhältnis übernommen und damit versicherungsfrei wurde. Während 
seiner Tätigkeit als Rechtsanwalt war er Mitglied der Rechtsanwaltskammer und entrichtete 
monatlich Pflichtbeiträge zu einem Versorgungswerk. Nach seinem Ausscheiden aus der An-
waltschaft und damit auch aus dem Versorgungswerk beantragte der Kläger die Erstattung 
von 90 % der entrichteten Pflichtbeiträge, so wie es die Satzung des Versorgungswerks vor-
sah. Die Beiträge wurden ihm im Januar 2013 zurückgezahlt. 

Das Finanzamt unterwarf die Beitragserstattung als Leibrente zu 66 % der Besteuerung. Da-
gegen wehrte sich der Kläger und hatte mit seiner Klage vor dem Finanzgericht Erfolg. Dieses 
wertete die Erstattung der Pflichtbeiträge als steuerfrei und sah für die einschränkende Fris-
tenregelung der Finanzverwaltung laut einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums keine 
gesetzliche Grundlage. Danach soll eine steuerfreie Beitragserstattung nur möglich sein, wenn 
nach dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht 24 Monate vergangen sind. 

 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof sah das ebenso wie das Finanzgericht und wies die Revision des Fi-
nanzamts zurück. 

Beitragserstattungen an gesetzlich Rentenversicherte sind steuerfrei. Darunter fallen auch 
Beiträge an Versicherte, die nicht mehr versicherungspflichtig sind und nicht das Recht zur 
freiwilligen Versicherung haben. Darüber hinaus ermöglicht die gesetzliche Regelung die Er-
stattung von Beiträgen an Versicherte, die versicherungsfrei sind. Das gilt auch dann, wenn 
sie die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt haben. Voraussetzung ist aber, dass eine Wartefrist 
von 24 Monaten seit dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht abgelaufen ist und nicht 
erneut eine Versicherungspflicht eingetreten ist. 

Leistungen aus berufsständischen Versorgungseinrichtungen, die den Leistungen der gesetz-
lichen Rentenversicherung entsprechen, sind steuerfrei. Dazu gehört auch die streitige Bei-
tragsrückerstattung aus der berufsständigen Versorgungseinrichtung für Rechtsanwälte. Dem 
Gesetzestext kann aber nicht entnommen werden, dass für die Steuerfreiheit auch die Vo-
raussetzungen einer Rentenbeitragserstattung, d. h. die Wartefrist von 24 Monaten, erfüllt sein 
müssen. Die Verwaltungsanweisung steht insoweit mit der gesetzlichen Regelung nicht in 
Einklang. 
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2. Latente Steuern: Keine Berücksichtigung als Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen 
Ist im Bewertungszeitpunkt die Liquidation einer Kapitalgesellschaft zwar beabsichtigt, 
aber noch nicht beschlossen, darf die zukünftige ertragsteuerliche Belastung bei der 
Ermittlung des Substanzwerts als Mindestwert nicht wertmindernd berücksichtigt wer-
den. 

Hintergrund 
Die Erblasserin E war bis zu ihrem Tod Alleingesellschafterin einer GmbH. Im Jahr 2012 ging 
die Beteiligung auf die Erbin A über. Diese fasste in 2014 den förmlichen Beschluss, die 
GmbH zu liquidieren. Die Kapitalrücklage schüttete sie an sich aus. 

Den Wert der GmbH-Anteile stellte das Finanzamt für Zwecke der Erbschaftsteuer auf 1.3 Mio. 
EUR fest. Mit der Klage begehrte die GmbH den Abzug der latenten Steuern im Fall der Liqui-
dation (Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag, Gewerbesteuer). Das Finanzgericht wies die 
Klage mit dem Hinweis ab, dass der Substanzwert bei der Bewertung von Anteilen an Kapital-
gesellschaften die untere Grenze bildete. 

 

 Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof wies die Revision als unbegründet zurück. 

Bei der Ermittlung des Substanzwerts werden Schulden und sonstige Abzüge, die zum Be-
triebsvermögen gehören, berücksichtigt. Das gilt aber nur, soweit sie mit der Gesamtheit oder 
einzelnen Teilen des Betriebsvermögens in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Der Um-
fang des Betriebsvermögens einschließlich Schulden und Rückstellungen richtet sich weitge-
hend danach, was ertragsteuerlich dem Betriebsvermögen zugerechnet wird. Dementspre-
chend kann die zukünftige ertragsteuerliche Belastung aufgrund einer im Bewertungszeitpunkt 
lediglich beabsichtigten, aber noch nicht beschlossenen Liquidation der Kapitalgesellschaft bei 
der Ermittlung des Substanzwerts als Mindestwert nicht wertmindernd berücksichtigt werden. 

Steuern, die aufgrund der Liquidation und der damit verbundenen Aufdeckung stiller Reserven 
entstehen können, sind im Bewertungszeitpunkt weder als Verbindlichkeiten noch als Rück-
stellungen in der Steuerbilanz auszuweisen. Dem Ausweis als Verbindlichkeiten steht entge-
gen, dass diese Steuern zu diesem Zeitpunkt noch nicht entstanden sind. Rückstellungen 
können nicht gebildet werden, weil zum Bewertungsstichtag das Entstehen nicht überwiegend 
wahrscheinlich ist. 

Denn bei einer im Bewertungszeitpunkt lediglich beabsichtigten Liquidation lässt sich noch 
nicht absehen, ob, wann und in welcher Höhe es zu einer tatsächlichen steuerlichen Belastung 
kommen wird. 

 

3. 6 % Zinsen für Pensionsrückstellungen: Ist das verfassungsgemäß? 
Für die Ermittlung der Pensionsrückstellungen (Abzinsung der künftigen Pensionszah-
lungen) ist im Gesetz ein Zinssatz von 6 % vorgeschrieben. Ob dieser noch realitätsge-
recht und verfassungsgemäß ist, muss jetzt das Bundesverfassungsgericht entschei-
den. 

Hintergrund 
Ein mittelständisches Unternehmen in der Rechtform einer GmbH sagte seinen Arbeitnehmern 
im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung Pensionszahlungen zu. Für die Handelsbilanz 
errechnete es eine Pensionsrückstellung von knapp 11 Mio. EUR. In der Steuerbilanz war 
dieser Wertansatz wegen der höheren Abzinsung auf ca. 7,5 Mio. EUR zu kürzen. Das Unter-
nehmen hielt den damit geforderten Gewinnausweis und die resultierenden Steuerforderungen 
für nicht gerechtfertigt und erhob Klage. 
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 Entscheidung   
Das Finanzgericht war ebenfalls der Ansicht, dass der Zinssatz von 6 % seit mehreren Jahren 
nicht mehr realitätsgerecht ist. Dies insbesondere im Vergleich zu dem Kapitalmarktzins und 
der Rendite für Unternehmensanleihen. Auch ein typisierend festgelegter Zinssatz muss sich 
ihrer Auffassung nach an der wirtschaftlichen Realität orientieren. Dass die überhöhte Abzin-
sung bei Ausweis einer Rückstellung lediglich zu einer zeitlich begrenzten Mehrbelastung führ-
te, rechtfertigte die realitätsferne Abzinsung jedenfalls nicht. 

Zur Klärung der Verfassungsmäßigkeit des Zinssatzes legte das Finanzgericht die Sache dem 
Bundesverfassungsgericht vor. 

 

4. Wie werden Urlaubstage bei Veränderung der Arbeitszeit berechnet? 
Ändert ein Arbeitnehmer die Anzahl seiner Arbeitstage, wird sein Urlaubsanspruch un-
ter Berücksichtigung des bereits gewährten Urlaubs berechnet. Eine abschnittsbezoge-
ne Berechnung findet in diesem Fall nicht statt. 

Hintergrund 
Eine Erzieherin arbeitete bis zum 18.8.2013 in einer 4-Tage-Woche, danach in einer 5-Tage-
Woche. Nach dem Tarifvertrag hatte die Klägerin bei einer 5-Tage-Woche einen Anspruch auf 
30 Urlaubstage. Für das Jahr 2013 gewährte der Arbeitgeber der Klägerin 24 Urlaubstage. Die 
Klägerin vertrat jedoch die Auffassung, dass ihr für das Jahr 2013 26 Urlaubstage zustanden. 
Ihrer Ansicht nach musste die Berechnung der Urlaubsdauer nach Zeitabschnitten erfolgen. 
Deshalb standen ihr vom 1.1.2013 bis zum 31.8.2013 (4-Tage-Woche) 16 Urlaubstage und für 
den Zeitraum vom 1.9.2013 bis zum 31.12.2013 (5-Tage-Woche) 10 Urlaubstage zu. 

 

Entscheidung   
Das Bundesarbeitsgericht sah das jedoch anders. Seiner Auffassung nach stand der Klägerin 
für das Jahr 2013 ein Anspruch auf 24 Arbeitstage zu. 

Der für die Berechnung des Urlaubs maßgebliche Zeitpunkt ist der, zu dem der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer Urlaub gewährt. Wenn also ein Arbeitnehmer in der 5-Tage-Woche An-
spruch auf 30 Urlaubstage im Kalenderjahr hat und der gesamte Jahresurlaub in einen Zeit-
raum fällt, in dem der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung an 4 Werktagen in der Woche er-
bringt, erfüllt der Arbeitgeber seine Pflicht zur Urlaubsgewährung, wenn er den Arbeitnehmer 
an 24 Arbeitstagen von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung freistellt. 

Die unterjährige Veränderung der Arbeitszeit führte nicht dazu, dass die Klägerin einen An-
spruch auf 2 weitere Urlaubstage erwarb. Denn im Fall eines unterjährigen Wechsels der Ar-
beitszeitverteilung kann der Tarifvertrag nicht dahingehend ausgelegt werden, dass der kalen-
derjährig bestimmte Urlaubsanspruch in Zeitabschnitte unterteilt und als Summe mehrerer 
(Teil-)Urlaubsansprüche zu berechnen ist. Referenzzeitraum für den Urlaubsanspruch ist viel-
mehr das ganze Kalenderjahr. 

Wenn der Arbeitnehmer die Anzahl der Tage mit Arbeitspflicht ändert, bevor er den gesamten 
Urlaub genommen hat, ist der verbleibende Urlaubsanspruch unter Berücksichtigung des be-
reits vom Arbeitgeber gewährten Urlaubs zu berechnen. Im Streitfall wurden der Klägerin vor 
dem 19.8.2013 23 Tage Urlaub des Jahres 2013 gewährt. Unter dem Strich ergab sich damit 1 
Tag Resturlaub für 2013. 
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5. Investitionsabzugsbetrag bei Investition in das Sonderbetriebsvermö-
gen einer Mitunternehmerschaft 
Eine begünstigte Investition im Rahmen des Investitionsabzugsbetrags kann auch dann 
vorliegen, wenn dieser bei einer Personengesellschaft vom Gesamthandsgewinn abge-
zogen und die geplante Investition von einem ihrer Gesellschafter vorgenommen wur-
de. 

Hintergrund 
Die Eheleute A und B bewirtschafteten einen im Weinbau tätigen landwirtschaftlichen Betrieb 
in der Rechtsform einer GbR. An dieser waren der Ehemann A zu 80 % und die Ehefrau B zu 
20 % beteiligt. Für das Wirtschaftsjahr 2007/2008 bildete die GbR einen Investitionsabzugsbe-
trag i. H. v. 44.000 EUR für geplante Anschaffung zweier Wirtschaftsgüter. Dies führte zu einer 
außerbilanziellen Gewinnminderung von 44.000 EUR, die zu je 22.000 EUR auf die Jahre 
2007 und 2008 entfiel. 

Im Juli 2010 schaffte A die beiden Wirtschaftsgüter selbst aus eigenen Mitteln an und aktivier-
te sie in seiner Sonderbilanz für 2010/2011. Den von der GbR geltend gemachten Investiti-
onsabzugsbetrag rechnete er gewinnerhöhend seinem Sonder-Betriebsvermögen außerbilan-
ziell zu. 

Das Finanzamt ging jedoch davon aus, dass die Anschaffungen des A nicht begünstigt waren. 
Denn der Investitionsabzugsbetrag war nicht im Sonder-Betriebsvermögen, sondern im Ge-
samthandsvermögen gebildet worden. Das Finanzamt machte daher den Investitionsabzugs-
betrag rückgängig und erhöhte den festgestellten Gewinn der GbR für die Jahre 2007 und 
2008 um jeweils 22.000 EUR. 

 

Entscheidung   
Nach dem Finanzgericht gab auch der Bundesfinanzhof dem A bzw. der GbR recht und ent-
schied, dass der Investitionsabzugsbetrag, der in 2007/2008 gebildet worden war, nicht rück-
gängig gemacht werden kann. Personengesellschaften können einen Investitionsabzugsbe-
trag sowohl im Gesamthands-Betriebsvermögen als auch im Sonder-Betriebsvermögen eines 
Gesellschafters bilden. Der von der GbR gebildete Investitionsabzugsbetrag konnte deshalb 
im Wirtschaftsjahr der Anschaffung der begünstigten Wirtschaftsgüter durch den Mitgesell-
schafter A (2010/2011) i. H. v. 40 % der Anschaffungskosten dem Sonderbilanzgewinn des A 
hinzugerechnet werden. 

Der Begünstigung steht nicht entgegen, dass der in 2007/2008 von der GbR gebildete Investi-
tionsabzugsbetrag vom Gesamthands-Betriebsvermögen abgezogen und die begünstigten 
Wirtschaftsgüter im Sonder-Betriebsvermögen des A angeschafft wurden. Denn zum Betriebs-
vermögen einer Personengesellschaft (Mitunternehmerschaft) gehört nicht nur das Gesamt-
hands-Betriebsvermögen, sondern auch das Sonder-Betriebsvermögen der Gesellschafter 
(Mitunternehmer). Deshalb ist es für die Prüfung, ob eine vorgenommene Investition derjeni-
gen entspricht, für die der Investitionsabzugsbetrag in Anspruch genommen wurde, unerheb-
lich, ob im Bereich des Gesamthands-Betriebsvermögens oder des Sonder-
Betriebsvermögens investiert wurde. 
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6. Sind Nachforderungszinsen verfassungsmäßig? 
Der gesetzliche Zinssatz für Steuernachforderungen beträgt 0,5 % pro Monat, das sind 6 
% pro Jahr. Auch wenn man von einer solchen Verzinsung bei seinem Bankkonto der-
zeit nur träumen kann, verstößt die Verzinsung weder gegen den Gleichheitsgrundsatz 
noch gegen das Übermaßverbot. 

Hintergrund 
X erwartete eine Einkommensteuer-Nachzahlung von 300.000 EUR. Diesen Betrag hielt er auf 
einem gesonderten Bankkonto bereit. Im Hinblick auf die drohende Nachzahlung erbrachte X 
eine freiwilligte Zahlung von 366.400 EUR an das Finanzamt. Letztendlich ergab sich ein 
Nachforderungsbetrag von 390.000 EUR, für den das Finanzamt unter Berücksichtigung der 
freiwilligen Zahlungen Zinsen von 0,5 % monatlich, insgesamt rund 11.000 EUR festsetzte. Mit 
seinem Antrag, den Zinsbescheid aufzuheben oder hilfsweise auch die restlichen Zinsen zu 
erlassen, hatte X weder beim Finanzamt noch beim Finanzgericht Erfolg. 

Auch der Bundesfinanzhof hielt die gesetzlich angeordnete Zinspflicht und die festgelegte 
Zinshöhe für verfassungsgemäß und wies deshalb die Revision als unbegründet zurück. 

Die Verzinsung von Steuerforderungen und Steuererstattungen soll einen Ausgleich dafür 
schaffen, dass die Steuern bei den einzelnen Steuerpflichtigen zwar jeweils spätestens zum 
Jahresende entstehen, aber zu unterschiedlichen Zeiten festgesetzt und fällig werden. Die 
Vollverzinsung dient der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, weil sie die Unterschiede in der 
Steuererhebung ausgleicht, die zwischen Lohnsteuer-Zahlern und veranlagten Einkommens-
teuer-Pflichtigen bestehen. 

Darüber hinaus wirkt die Vollverzinsung gleichermaßen zugunsten wie zulasten des Steuer-
pflichtigen. Dies spricht gegen eine Gleichheitswidrigkeit der Zinsbelastung einzelner Steuer-
pflichtiger durch Nachzahlungszinsen. 

Die Regelung greift grundsätzlich unabhängig davon, aus welchem Grund es zu einem Unter-
schiedsbetrag gekommen ist und ob und inwiefern tatsächlich die Liquiditätsvorteile genutzt 
wurden. Es ist daher unerheblich, dass X aufgrund der Bereitstellung des erwarteten Nachzah-
lungsbetrags auf einem gesonderten Bankkonto tatsächlich keinen oder nur einen geringen 
Zinsvorteil erlangt hat. 

Auf der Grundlage der Daten der Deutschen Bundesbank untersuchte der Bundesfinanzhof 
die Zinssätze für verschiedene kurz- und langfristige Einlagen und Kredite. Hierbei ergaben 
sich für das Streitjahr Zinssätze in einer Bandbreite von 0,15 % bis 14,70 %. Der gesetzliche 
Zinssatz hatte damit die Bandbreite realitätsnaher Referenzwerte nicht verlassen. 

Das Finanzamt war deshalb nicht wegen eines ihm zurechenbaren Fehlverhaltens zu einem 
weitergehenden Erlass der Nachzahlungszinsen verpflichtet. 

 

7. Kein stillschweigender Austausch: Versicherung muss Kunden über un-
wirksame Klauseln informieren 
Versicherungen müssen ihre Kunden über Klauseln in Versicherungsverträgen, die 
unzulässig sind, informieren. 

Hintergrund 
Die Verbraucherzentrale Hamburg klagte gegen die Allianz Lebensversicherungs-AG wegen 
der Verwendung von in-transparenten Klauseln. Die Versicherung hatte im Jahr 2013 in ihren 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für Verträge über kapitalbildende Lebens- und Ren-
tenversicherungen die Klausel zu den Abschlusskosten geändert, indem sie ein Klauselerset-
zungsverfahren durchführte. 
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 Im Berufungsverfahren hatte das Oberlandesgericht entschieden, dass die Allianz nicht ver-
pflichtet werden könne, ihre Kunden über die Unwirksamkeit der Vertragsklauseln zu informie-
ren. In seinem Urteil war das Gericht davon aus-gegangen, dass die Verbraucherzentrale kei-
nen Folgenbeseitigungsanspruch aus dem Gesetz über Unterlassungsklagen bei Verbraucher-
rechts- und anderen Verstößen hat, weil dieses faktisch eine Sperrwirkung in Hinblick auf das 
Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb entfaltet. 

 

Entscheidung   
Der Bundesgerichtshof widersprach den Argumenten des Oberlandesgerichts und wies das 
Verfahren dorthin zurück. 

Insbesondere war das Oberlandesgericht rechtsfehlerhaft von einem spezialgesetzlichen Vor-
rang des Unterlassungs-klagegesetzes ausgegangen. Die Vorschriften über die Kontrolle un-
wirksamer Allgemeiner Geschäftsbedingungen und des Gesetzes gegen unlauteren Wettbe-
werb sind jedoch nebeneinander anwendbar. 

Daraus folgt, dass die Versicherung ihre Kunden aktiv informieren muss, wenn sie in ihren 
Allgemeinen Versicherungs-bedingungen eine unwirksame Klausel verwendet hatte. Dies 
ergibt sich aus dem Folgenbeseitigungsanspruch des Gesetzes gegen unlauteren Wettbe-
werb. 

 

8. Behinderten-Pauschbetrag: Übertragung auf den anderen Ehepartner 
möglich 
Beantragen Ehegatten im Rahmen der Einzelveranlagung übereinstimmend eine hälfti-
ge Aufteilung der Kosten für außergewöhnliche Belastungen, Sonderausgaben und die 
Steuerermäßigung für haushaltsnahe Hilfen, gilt dies auch für den Behinderten-
Pauschbetrag. 

Hintergrund 
A ist verheiratet und beantragte für das Jahr 2014 die Einzelveranlagung. Übereinstimmend 
mit seiner Ehefrau B beantragte er, die Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen 
sowie die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen jeweils zur Hälfte aufzuteilen. 

Das Finanzamt verweigerte jedoch beim Ehemann A den hälftigen Abzug des Behinderten-
Pauschbetrags, für den die Ehefrau B die Voraussetzungen erfüllte. 

Vor dem Finanzgericht hatte A mit seiner Klage Erfolg. 

Entscheidung   
Und auch der Bundesfinanzhof entschied zugunsten des A, dass der der Ehefrau des A zu-
stehende Behinderten-Pauschbetrag aufgrund des übereinstimmenden Antrags der Ehegatten 
beim Ehemann A im Rahmen seiner Einzelveranlagung zur Hälfte abgezogen werden kann. 

Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen und die Steuerermäßigung für haushalts-
nahe Hilfen werden bei der Einzelveranlagung von Ehegatten demjenigen Ehegatten zuge-
rechnet, der die Aufwendungen wirtschaftlich getragen hat. Auf übereinstimmenden Antrag der 
Ehegatten werden sie jeweils zur Hälfte abgezogen. Das gilt auch für den einem Ehegatten 
zustehenden Behinderten-Pauschbetrag, da die vom Behinderten-Pauschbetrag erfassten 
Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen anzusehen sind. Die Möglichkeit der Auf-
teilung erfasst deshalb auch die außergewöhnlichen Belastungen, die über den Behinderten-
Pauschbetrag abgedeckt werden. 
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9. Auch bei kirchlichem Arbeitgeber ist Religionszugehörigkeit keine zwin-
gende Einstellungsvoraussetzung 
Die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religion darf auch ein kirchlicher Arbeitgeber 
nicht pauschal als Einstellungsvoraussetzung für Bewerber verlangen, da ansonsten 
ein Verstoß gegen die EU-Antidiskriminierungsrichtlinie vorliegt. 

Hintergrund 
Eine konfessionslose Sozialpädagogin (FH) bewarb sich auf eine befristete Referentenstelle 
beim diakonischen Werk EKD. Die Tätigkeit umfasste eine projektweise Berichterstattung zur 
UN-Antirassismuskonvention. In der Stellenausschreibung forderte der Arbeitgeber die Mit-
gliedschaft in einer evangelischen Kirche oder der ACK angehörenden Kirche, auch war die 
Identifikation mit dem diakonischen Auftrag Voraussetzung für eine Bewerbung. 

Die Sozialpädagogin wurde nicht zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen und fühlte sich 
deshalb aufgrund ihrer Konfessionslosigkeit diskriminiert. Mit ihrer Klage fordert sie eine Ent-
schädigung nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz. 

Das Arbeitsgericht gab der Klage teilweise statt, da seiner Ansicht nach die ausgeschriebene 
Referentenstelle wenig mit Religion zu tun hatte. 

Das Landesarbeitsgericht erkannte dagegen keine Benachteiligung der Klägerin wegen ihrer 
fehlenden Religion und verwies auf das verfassungsrechtliche Selbstbestimmungsrecht der 
Kirchen. Das diakonische Werk EKD als kirchlicher Arbeitgeber durfte seiner Meinung nach für 
die ausgeschriebene Referententätigkeit eine – auch nach außen durch die Kirchenmitglied-
schaft dokumentierte – Identifikation mit ihm fordern und konfessionslose Bewerber unberück-
sichtigt lassen. 

Das Bundesarbeitsgericht wandte sich an den Europäischen Gerichtshof mit der Frage, ob es 
mit der EU-Antidiskriminierungsrichtlinie vereinbar ist, dass kirchliche Arbeitgeber eine be-
stimmte Religion der Bewerber zur Einstellungsvoraussetzung für eine Stelle machen. 

Entscheidung   
Der Europäische Gerichtshof entschied, dass eine konfessionsgebundene Stellenausschrei-
bung nur dann erfolgen darf, wenn die Konfession für die berufliche Tätigkeit objektiv geboten 
und verhältnismäßig ist. Die Abwägung muss zudem gerichtlich überprüfbar sein. 

Zwar haben Kirchen und religiöse Organisationen auch nach den EU-Vorgaben das Recht, 
Stellenbewerber mit Blick auf Religion oder Weltanschauung ungleich zu behandeln. Das 
Recht auf Selbstbestimmung muss jedoch gegen das berechtigte Interesse eines jeden Ar-
beitnehmers auf Gleichbehandlung abgewogen werden. 

Die Gerichte müssen also die Entscheidung des kirchlichen Arbeitgebers jeweils im Einzelfall 
prüfen können und dürfen sie ggf. zurückweisen. Den staatlichen Gerichten steht es im Regel-
fall nicht zu, über das Ethos als solches zu befinden, das der angeführten beruflichen Anforde-
rung zugrunde liegt. Gleichwohl haben sie festzustellen, ob die 3 Kriterien “wesentlich, recht-
mäßig und gerechtfertigt” in Anbetracht dieses Ethos im Einzelfall erfüllt sind. 

Das bedeutet, dass die Kirchen das Einstellungskriterium einer Kirchenmitgliedschaft – unter-
schiedslos für alle Berufstätigen – nicht mehr so ohne Weiteres bindend festlegen können. 
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10. Offenbare Unrichtigkeit: Was gilt, wenn das Finanzamt einen Fehler des 
Steuerpflichtigen übernimmt? 
Trägt ein Steuerpflichtiger Zahlungen versehentlich falsch in das Steuerformular ein 
und übernimmt das Finanzamt diesen Fehler, obwohl die zutreffende steuerliche Be-
handlung dieser Zahlungen aus beigefügten Bescheinigungen ersichtlich ist, kann eine 
offenbare Unrichtigkeit vorliegen. 

Hintergrund 
Der Kläger machte Zahlungen an sein Versorgungswerk fälschlicherweise als Rentenversiche-
rung ohne Kapitalwahlrecht in der Steuererklärung geltend. Die Bescheinigungen des Versor-
gungswerks fügte er jedoch bei. Das Finanzamt übernahm diese Eintragungen des Klägers. 

Nachdem der Steuerbescheid bestandskräftig geworden war, beantragte der Kläger die Ände-
rung der Steuerfestsetzungen der betreffenden Jahre. Denn durch die zutreffende Erfassung 
der Zahlungen ergaben sich für ihn steuerliche Vorteile. Das Finanzamt lehnte die Änderung 
der bestandskräftigen Bescheide ab. Insbesondere lag seiner Ansicht nach keine offenbare 
Unrichtigkeit vor. 

Entscheidung   
Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass eine Korrektur wegen einer offenbaren 
Unrichtigkeit möglich war. Eine solche offenbare Unrichtigkeit liegt immer dann vor, wenn ein 
Schreib- und Rechenfehler oder eine ähnliche offenbare Unrichtigkeit gegeben ist. Die Berich-
tigungsmöglichkeit setzt voraus, dass der Fehler in der Sphäre des Finanzamts entstanden ist. 
Dies ist auch dann der Fall, wenn sich die Finanzverwaltung einen Fehler des Steuerpflichti-
gen zu eigen gemacht hat. 

Insbesondere war vorliegend die fehlerhafte Eintragung ohne Weiteres aus den Bescheini-
gungen des Notarversorgungswerks erkennbar gewesen. Deshalb war der Fehler offensicht-
lich, sodass die entsprechenden Bescheide berichtigt werden konnten. 

 

11. Rechnungsnummern müssen nicht lückenlos fortlaufend vergeben wer-
den 
Ein Steuerpflichtiger, der seinen Gewinn anhand einer Einnahmen-Überschuss-
Rechnung ermittelt, ist nicht verpflichtet, Rechnungsnummern numerisch fortlaufend 
zu vergeben. Eine solche Pflicht ergibt sich weder aus dem Vollständigkeitsgebot noch 
aus den umsatzsteuerlichen Pflichten. 

Hintergrund 
Der Kläger verwendete auf seinen elektronischen Rechnungen Buchungsnummern, die com-
putergesteuert durch eine Kombination aus Geburtsdatum des Kunden und Rechnungsdatum 
erzeugt wurden. Jede Buchungsnummer wurde zwar nur einmalig vergeben. Sie bauten je-
doch nicht numerisch fortlaufend aufeinander auf. 

Das Finanzamt stellte bei einer Betriebsprüfung keine konkreten Einzelfälle einer Nichterfas-
sung oder fehlerhaften Erfassung von Ausgangsrechnung beim Kläger fest. Auch führte es 
keine Verprobungsrechnungen durch. Da jedoch keine fortlaufenden Rechnungsnummern 
vergeben worden waren, konnte das Finanzamt die Vollständigkeit nicht kontrollieren. Es 
nahm deshalb Hinzuschätzungen zu dem Gewinn vor, den der Kläger mit der Einnahmen-
Überschuss-Rechnung ermittelte. 
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 Entscheidung   
Das Finanzgericht entschied dagegen, dass für die Gewinnermittlung der Einnahmen-
Überschuss-Rechnung weder eine gesetzliche noch eine aus der Rechtsprechung herleitbare 
Pflicht zur Vergabe einer Rechnungsnummer nach einem bestimmten lückenlosen numeri-
schen System besteht. Die Richter machten deshalb die Gewinnhinzuschätzung rückgängig. 

Eine gesetzliche Pflicht zur Vergabe einer lückenlosen fortlaufenden Rechnungsnummer kann 
nach Überzeugung des Finanzgerichts auch nicht aus der Rechnungslegungsvorschrift des 
Umsatzsteuergesetzes hergeleitet werden. Zwar verlangt dieses die Angabe einer fortlaufen-
den Rechnungsnummer. Die Norm steht nach Überzeugung des Finanzgerichts aber systema-
tisch im Zusammenhang mit dem Vorsteuerabzug und dient lediglich dem umsatzsteuerlichen 
Zweck, die Korrespondenz von Umsatzsteuerschuld des Leistenden und Vorsteuerabzug des 
Leistungsempfängers prüfen zu können. 

Darüber hinaus sieht das Finanzgericht bislang keine konkret durch die Rechtsprechung her-
geleitete Pflicht zur Vergabe einer Rechnungsnummer nach einem bestimmten lückenlosen 
numerischen System. 

Verwendet ein Steuerpflichtiger dagegen ein System, in welchem bei zutreffender Vergabe 
von Rechnungsnummern eine lückenlose Abfolge von Nummern ersichtlich sein müsste, kön-
nen nach Auffassung des Finanzgerichts Lücken in der Nummerierung Zweifel an der formel-
len und sachlichen Ordnungsmäßigkeit der Buchführung erzeugen. Wenn jedoch wie im vor-
liegenden Fall gar keine systembedingt lückenlose, d. h. numerisch um 1 oder einen anderen 
vorhersehbaren Wert erfolgende Hochzählung einer Rechnungsnummer erfolgte, konnte 
schon gar keine Lückenhaftigkeit festgestellt werden. 

Andere zu einer Hinzuschätzung berechtigende konkrete Anhaltspunkte für nicht oder falsch 
erfasste Einnahmen hat die Betriebsprüfung nicht benannt. Verprobungen, die Anhaltspunkte 
für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der vom Kläger gemachten Angaben bieten könn-
ten, waren nicht erfolgt. 

 

 


